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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Image der Schweiz im Ausland

In ihrem Jahresbericht stellte Prasenz Schweiz (PRS), welche ein Monitoring der
Wahrnehmung der Schweiz im Ausland zum Auftrag hat, fest, dass das Land Uber ein
gutes Image verflige. Diesen Befund stutzt PRS einerseits auf den Nation Brand Index,
der auf der Basis von Befragungen die Wahrnehmung von 50 Léndern misst.
Andererseits analysiert PRS die Berichterstattung wichtiger auslandischer Leitmedien
Uber die Schweiz. Geméss dem Nation Brand Index belegt die Schweiz im
internationalen Image-Vergleich Rang 8. Am besten schneiden laut diesem Index die
USA, Deutschland und Grossbritannien ab. Gemessen werden unterschiedliche
Dimensionen, wobei die Schweiz in der Dimension Regierungskompetenz,
Respektierung der Blrgerrechte, Frieden- und Sicherheitspolitik, Umweltpolitik sowie
Lebensqualitat von allen Landern am besten beurteilt wird. Ein weniger gutes Image hat
die Schweiz hingegen hinsichtlich Kultur und Sport, der Dynamik der Stadte und dem
Angebot an historischen Attraktionen. Aber auch in diesen Bereichen ist sie in den
besten 20 Léandern klassiert.

In den internationalen Medien wurde insbesondere im Rahmen des FIFA-Skandals Gber
die Schweiz berichtet. Einige Aufmerksamkeit erhielt die Eidgenossenschaft auch
aufgrund der Aufhebung des Euro-Mindestkurses. Wahrend sich ersteres laut PRS wohl
nicht negativ auf das Bild der Schweiz im Ausland auswirken werde, berge der starke
Franken Uber langere Zeit ein imageschadigendes Potenzial, da dieser in den Medien als
Schwéachung des Wirtschaftsstandortes Schweiz kommentiert werde. Flr sportliche
Schlagzeilen sorgte Stan Wawrinka mit dem Sieg am French Open. Die Schweiz werde
als Tennis-Nation wahrgenommen, Uber die ausserst positiv berichtet werde. Die Politik
stand 2015 wesentlich weniger im Fokus der auslandischen Medien; ganz im Gegensatz
zu 2014, e} Uber den Finanzplatz und die Abstimmung zur
Masseneinwanderungsinitiative sehr stark und eher negativ berichtet worden war.
Ausnahme bildeten 2015 die eidgendssischen Wahlen. Der Wahlsieg der SVP sei in den
internationalen Medien vorwiegend als Reaktion der Schweizer Wahlblrgerinnen und
Wahlburger auf die Flichtlingskrise interpretiert worden. '

Rechtsordnung
Biirgerrecht

Die Zahl der Einbiirgerungen hat in den neunziger Jahren wieder stark zugenommen.
Die Steigerung vom Tiefstand im Jahre 1991 (5'800) auf 17'453 (davon 11'257 im
ordentlichen Verfahren) im Jahre 1995 dirfte verschiedene Griinde haben. Als wichtige
Faktoren wurden die schlechte Wirtschaftslage sowie die seit 1992 auch von ltalien
zugelassene Doppelbirgerschaft vermutet. ?

Die Zahl der Einbiirgerungen nahm 1996 noch einmal stark zu und erreichte 20'077
(+156%; 1995: 17'453). Den grossten Anteil an den neu Eingeblrgerten stellten die
Italiener mit 5'326, gefolgt von den aus Ex-Jugoslawien stammenden Personen (1'723). 3

Die Zahl der Einbiirgerungen erreichte den Rekordstand des Vorjahres mit 19'460 nicht
mehr ganz (-3%). Ein gutes Viertel davon entfiel auf Italienerinnen und lItaliener. Die
nachsten Platze belegten Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien (2'742), der Turkei
(1'818) und Frankreich (1'458). *
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Die Zahl der Einbiirgerungen nahm 1998 um 11.5 Prozent auf 21'705 zu. An der Rangliste
der Herkunftslander der Eingeblrgerten é&nderte sich im Vergleich zum Vorjahr nichts.
An der Spitze mit 5'722 Personen stand weiterhin Italien, gefolgt vom ehemaligen
Jugoslawien (3'296), Turkei (2'093) und Frankreich (1'761). °

Die Zahl der Einbiirgerungen blieb mit 21'698 stabil. Wie Ublich stammte die Mehrheit
der Neublrger und -blrgerinnen aus européischen Staaten (rund 16'000, davon die
Halfte aus EU- oder EFTA-Staaten). Das grosste Kontingent stellte wie in den
vergangenen Jahren Italien (5'610), gefolgt von ex-Jugoslawien (2'365) und der Turkei
(2'260).°¢

Die Zahl der Einbiirgerungen blieb mit 29'429 leicht unter dem Vorjahreswert (2000:
30'452). Rund ein Drittel davon waren Einblrgerungen nach dem erleichterten
Verfahren fur auslandische Ehepartner und Kinder mit einem schweizerischen
Elternteil. Die grosste Gruppe von Eingeblrgerten stellte weiterhin Italien (56777), gefolgt
von Personen aus den Staaten des ehemaligen Jugoslawien (3682) und aus der Tlrkei
(3120).7

Die Zahl der Einbiirgerungen lag mit 38'833 deutlich tber dem Vorjahreswert (+29%).
Die grosste Gruppe von EingebUlrgerten stellte weiterhin Italien (7013), gefolgt von
Personen aus den Staaten des ehemaligen Jugoslawien (5790) und aus der Tulrkei
(4132). ¢

Die Zahl der Einbiirgerungen lag mit 37'070 knapp unter dem Vorjahreswert (38'833).
Die grosste Gruppe von Eingebulrgerten stellten zum erstenmal die Staaten des
ehemaligen Jugoslawien (12'018, davon 6316 aus Serbien und Montenegro), gefolgt vom
bisherigen Spitzenreiter Italien (5375) und der Turkei (4212). ¢

Die Zahl der Einbiirgerungen lag mit 36'957 knapp unter dem Vorjahreswert (37'070).
Die grosste Gruppe von Eingeburgerten stellte erneut Serbien-Montenegro mit 7840
Personen, gefolgt von Italien (4408) und der Turkei (3568).

Die Zahl der Einbiirgerungen lag mit 39'753 deutlich Uber dem Vorjahreswert (36'957).
Die grosste Gruppe von Eingebulrgerten stellte erneut Serbien-Montenegro mit 9482
Personen, gefolgt von Italien (4162) und der Tirkei (3467). "

Die Zahl der Einbiirgerungen lag mit 47'607 deutlich Uber dem Vorjahreswert (39'753).
Die grosste Gruppe von Eingeburgerten stellte Serbien mit 11'701 Personen, gefolgt von
Italien (4591) und der Turkei (3457).

Die Zahl der Einbiirgerungen lag mit 45'042 etwas unter dem Vorjahreswert (47'607).
Die grosste Gruppe von Eingeblrgerten stellte Serbien (inkl. Kosovo) mit 10'428
Personen (weitere 6900 kamen aus den vier anderen Nachfolgestaaten Jugoslawiens),
gefolgt von lItalien (4759) und der Turkei (3046). Als eines der letzten Lander mit einer
grossen Anzahl von in die Schweiz Ausgewanderten hob Deutschland im Berichtsjahr
das Verbot der doppelten Staatsbirgerschaft auf, was in Zukunft zu mehr
eingebirgerten Deutschen fuhren dirfte. ™
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Im Jahr 2009 wurden 44'948 Personen eingebiirgert; das waren etwas weniger als im
Vorjahr (45'287). Am stérksten vertreten waren weiterhin Einwanderer aus dem Kosovo
(friher Serbien); ihre Zahl ging allerdings um 18% zuriick. Erneut stark zugenommen (um
40% auf 4272) hat hingegen die Zahl der eingeblrgerten Deutschen. Dies hat allerdings
nichts mit der aktuellen starken Einwanderung aus dem nérdlichen Nachbarland zu tun,
sondern mit dem Entscheid der dortigen Behdrden aus dem Jahr 2007, ihren
Staatsangehorigen bei der Einblrgerung in einem EU-Staat oder der Schweiz nicht
mehr das deutsche Blrgerrecht zu entziehen. Ebenfall stark angestiegen ist die Zahl der
eingeburgerten Portugiesen (um 35% auf 2010).

2010 wurde 40'403 Personen die Schweizer Staatsbirgerschaft erteilt. Damit ist die
Anzahl Einbiirgerungen im Vergleich zum Vorjahr um rund 10% zurlckgegangen (2009:
44'948). Die Mehrzahl der Gesuchsteller stammte wie bereits in den Jahren zuvor aus
Serbien (6843), Italien (4236) und Deutschland (3742). Der Rickgang an Gesuchen im
Vergleich zum Vorjahr war bei allen drei Gruppen zu beobachten (Serbien: -19%; Italien:
-14,56%; Deutschland: -12,5%). Eine Studie des BFS zeigte auf, dass die Schweiz im
européaischen Vergleich gemessen an der Gesamtbevolkerung anteilméssig am meisten
EinblUrgerungen ausweist (0,6 Einblrgerungen pro 100 Einwohner), die
Einburgerungsrate jedoch gering ist (lediglich 2,8% der 1,7 Mio Ausldnderinnen wurden
2008 eingeburgert).

Obschon sich die SVP als einzige grosse Partei gegen die erleichterte Einbiirgerung fiir
Auslanderinnen und Auslénder der dritten Generation stellte, konnte sie beim
Urnengang vom 12. Februar 2017 nur 45 Prozent ihrer Anhangerschaft mobilisieren und
wies damit die geringste Partizipationsrate aller Bundesratsparteien auf, wie die im
Marz 2017 veroffentlichte VOTO-Analyse zeigte. Die geringe Mobilisierung der SVP-
Anhangerschaft ging Hand in Hand mit dem Befund, dass der erleichterten
EinblUrgerung von den Stimmenden rechts der Mitte weniger Bedeutung zugemessen
wurde als von jenen links der Mitte.

Demgegentber waren bei der letzten Abstimmung Uber die Einblrgerung der dritten
Generation im September 2004 noch 55 Prozent der SVP-Sympathisantinnen und
-Sympathisanten an die Urne gegangen; davon hatten 92 Prozent ein Nein eingelegt.
Zusammen mit der mehrheitlichen Ablehnung jener Stimmenden, die sich selbst in der
politischen Mitte verorteten, hatte dies die Vorlage 2004 zum Absturz gebracht.
Geméss den Autoren der Studie von 2017 war es demnach vor allem der
Meinungsumschwung in der Mitte, der dem Anliegen diesmal zum Durchbruch verhalf.
Nur die Befragtengruppe, die sich selbst rechts aussen einordnet, lehnte die
erleichterte Einblrgerung 2017 noch mit grosser Mehrheit ab, wahrend die Vorlage
sogar im gemassigt-rechten Lager eine hauchdinne Ja-Mehrheit erzielte. In der Mitte
und links davon fiel die Zustimmung (Uber-)deutlich aus. Ein &hnliches Bild prasentierte
die Analyse im Hinblick auf die Parteisympathien. So war die Zustimmung bei den
Anhangerinnen und Anhéngern der Griinen (84%), der SP (88%) und auch der FDP (61%)
etwa gleich hoch wie 2004. Unterdessen wechselten aber viele Sympathisantinnen und
Sympathisanten der CVP (71% gegentber 47% im Jahr 2004) sowie Parteiungebundene
(67% gegenuber 39% im Jahr 2004) ins Ja-Lager. Somit war die SVP die einzige grosse
Partei, deren Anhangerschaft die Vorlage mehrheitlich ablehnte, aber auch hier folgten
nur noch 79 Prozent der Anhangerinnen und Anhéanger der ablehnenden Parteiparole,
was dem Anliegen schliesslich zu einer komfortablen Mehrheit von 60.4 Prozent
gereichte.

Wenig Uberraschend legten Personen, die selbst ein Einblrgerungsverfahren
durchlaufen haben, haufiger ein Ja in die Urne als geburtige Schweizerinnen und
Schweizer. Mit einer haufigeren Zustimmung korrelierten auch héhere Bildung und
grosseres Vertrauen in die Regierung. Dass die Vorlage sogar bei den Befragten, die der
Zuwanderung im Allgemeinen skeptisch gegenuberstehen, auf 40 Prozent Zustimmung
traf, deuteten die Autoren dahingehend, dass das Geschaft kaum Uberfremdungsangste
ausléste und nur als geringfiigige Anderung gegentiber dem Status quo wahrgenommen
wurde.

Das wichtigste Motiv fur die Zustimmung war, dass Personen, die in der dritten
Generation in der Schweiz leben, als Schweizerinnen und Schweizer angesehen werden.
Knapp 60 Prozent der Ja-Stimmenden begriindeten ihren Stimmentscheid damit. Von
den Nein-Stimmenden gab rund die Hélfte an, keine Notwendigkeit fir eine
Erleichterung der EinbUlrgerung zu sehen, und knapp 30 Prozent &usserten eine
generelle Skepsis gegenuber Auslanderinnen und Ausléndern. Fur die allermeisten
Stimmenden war die Abstimmung somit eine Identitatsfrage, wohingegen Argumente
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Uber Verwaltungskosten, Verfahrensregelungen und Foéderalismus praktisch keine Rolle
spielten.

Generell hatte der Abstimmungskampf wohl wenig verfangen. Nicht einmal die Halfte
der  Nein-Stimmenden  pflichtete dem  Gegenargument von  drohenden
Masseneinblrgerungen bei und fast niemand beflrchtete eine Islamisierung der
Schweiz, wie sie das Kontra-Lager im Abstimmungskampf prophezeit hatte. Dies deckt
sich letztlich damit, dass drei Viertel der Befragten angaben, ihr Stimmentscheid habe
bereits von Anfang an festgestanden. ™

1) Lit. Préasenz Schweiz (Analyse); Lit. Prasenz Schweiz (Jahresbericht)

2) 24 Heures, 7.11.95; NZZ, 17.2.96.

3) NZZ,14.2.97.

4) Bund, 24.3.98.

5) NZZ, 6.3.99.

6) TA, 23.2. und 1.4.00

7)NZZ, 30.3.02

8) TA, 21.2.03

9) Bundesamt flir Zuwanderung, Integration und Auswanderung, Einblrgerungen und Entlassungen aus dem Schweizer
Birgerrecht, Bern 2004.

10) Bund, 8.3.05

1) NZZ, 2.3.06

2) Mitteilung des BA fiir Migration

3) Deutschland: TA, 30.8.07; Statistik: Mitteilung des BA fir Migration

4) Bundesamt flir Migration, Migrationsbericht 2009, Bern 2010, S. 21

5) Bundesamt fir Migration, Migrationsbericht 2010, Bern 2011, S. 25; NLZ 11.6.10

6) Thomas Milic, Thomas Reiss und Daniel Kiibler (2017). VOTO-Studie zur eidgenéssischen Volksabstimmung vom 12.
Februar 2017

1
1
1
1
1
1

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



